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Mindestens seit Anfang der 
70er Jahre ist die gezielte För-

derung der Mitarbeiterbeteiligung, 
in Form der Gewinn- oder der Ka-
pitalbeteiligung, ein immer wieder-
kehrendes Thema der wirtschafts-
politischen Debatte, welches jüngst 
durch Vorschläge von CDU/CSU 
und SPD neuen Schwung erhal-
ten hat. Der historische Rückblick 
offenbart ein breites Spektrum an 
Zielen dieses Instruments. Neben 
einer gezielten (Um-)Verteilungspo-
litik angesichts einer abnehmenden 
oder per se als zu niedrig empfun-
denen Lohnquote fi nden sich eine 
die Beschäftigung stimulierende 
Flexibilisierung der Arbeitskosten, 
sei es zwischen den Betrieben oder 
innerhalb eines Betriebs im Zeit-
ablauf, größere Mitspracherechte 
der Arbeitnehmer im Unternehmen 
oder auch die Stärkung der Kapi-
talbasis der Unternehmen, wobei 
die letzten beiden Zwecke nur über 
Kapitalbeteiligungsmodelle zu er-
reichen sind.

Deutschland liegt hinsichtlich 
der Verbreitung von Mitarbeiterbe-
teiligungsmodellen mit einem An-
teil von gut 10% aller Betriebe im 
unteren europäischen Mittelfeld. 
Einer größeren Verbreitung dieses 
– hierzulande zu Recht freiwilligen – 
Instruments steht eine Reihe prak-
tischer Probleme entgegen, bei-
spielsweise die adäquate Bemes-
sung des Gewinns und der damit 
verbundene Einblick in die Unter-
nehmensbilanzen, die insbesonde-
re bei Personengesellschaften und 
kleineren Kapitalgesellschaften auf 
Widerstand der Eigentümer stoßen 
dürfte, oder die Risikohäufung auf 
Seiten der Arbeitnehmer.

Diesen praktischen Hürden seh-
en sich beide Beteiligungsformen 
gegenüber, die Gewinnbeteiligung 
als die deutlich häufi ger praktizier-
te Variante ebenso wie die Kapital-
beteiligung, die von CDU/CSU und 
SPD favorisiert wird. Kapitalbeteili-
gungsmodelle haben aber weitere 
Probleme, beispielsweise die Ge-

fahr negativer Rückwirkungen auf 
die Mobilität der Arbeitnehmer, die 
noch größere Risikohäufung oder 
das häufi g ungeklärte Verhältnis 
zu anderen geförderten Sparfor-
men, etwa der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge, so dass der Rekurs 
gerade auf dieses Instrument eher 
überrascht. 

Während die Union eine näher 
am einzelnen Betrieb angesiedelte 
Lösung mit spürbarer Ausweitung 
der steuerlichen Förderung vor-
schlägt, wirbt die SPD mit einer als 
Deutschlandfonds titulierten allge-
meinen, branchenübergreifenden 
Kapitalsammelstelle, welche die 
gesammelten Mittel breit gestreut 
in den teilnehmenden Betrieben 
anlegt, und schlägt eine lediglich 
moderate Ausweitung des steu-
erlichen Förderrahmens vor. Ent-
scheidender konzeptioneller Un-
terschied der beiden Vorschläge ist 
die jeweils getroffene Abwägung 
zwischen der wünschenswerten 
Bindung an den Erfolg des eigenen 
Unternehmens auf der einen und 
den damit einhergehenden Ein-
kommens- und Vermögensrisiken 
auf der anderen Seite. Dahinter 
steht letztlich eine unterschied-
liche Gewichtung allokativer und 
distributiver Ziele, nämlich der Fle-
xibilisierung der Lohnstruktur und 
potentieller positiver Produktivi-
tätseffekte auf der einen und einer 

möglichst risikoarmen Erhöhung 
der Arbeitnehmereinkommen auf 
der anderen Seite.

Auch wenn die Mitarbeiterbeteili-
gung eine hilfreiche alternative Ent-
lohnungsform sein kann, bleibt im 
Ergebnis offen, warum sich die Ko-
alitionäre gerade darauf und dann 
noch in Form der Kapitalbeteiligung 
kaprizieren, denn für die verfolgten 
Zwecke sind die vorgeschlagenen 
Instrumente alles andere als zwin-
gend. Eine Flexibilisierung der 
Arbeitskosten dürfte nur um den 
Preis höherer durchschnittlicher 
Kosten zu erzielen sein, sofern 
den Arbeitnehmern für das größe-
re Einkommensrisiko keine andere 
Kompensation wie eine höhere Ar-
beitsplatzsicherheit geboten wird. 
Die angestrebte breit angelegte 
Einkommensumverteilung schei-
tert an der notwendigen Freiwillig-
keit einer Teilnahme, zumal es für 
eine nachhaltige Trendwende bei 
der Lohnquote viel mehr auf einen 
Abbau der Sockel arbeitslosigkeit 
ankommt. Art und Umfang der Ver-
mögensbildung sollten ohnehin den 
Arbeitnehmern überlassen bleiben, 
anstatt über einen speziellen Fonds 
mühsam die Funktion des Kapital-
marktes zu replizieren. 

Beide Modelle sind nicht für alle 
Branchen und Unternehmen gleich 
gut geeignet, für manche, wie den 
öffentlichen Dienst, sind sie unan-
wendbar, und gerade Geringver-
diener dürften in den meisten Fäl-
len eine Auszahlung vorziehen. Für 
die staatliche Förderung eines im 
Ergebnis derart selektiven Instru-
ments mittels nach wie vor knap-
per öffentlicher Mittel ist weder ein 
Bedarf noch eine Rechtfertigung zu 
erkennen. Den jüngsten Vorschlä-
gen ist daher zu wünschen, dass 
sie genau das bleiben – Vorschläge 
unter vielen.
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